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Einleitung 
Die seit August 2020 geltende DIN 4109-5 zum Schallschutz 
im Hochbau definiert neben anderen Regelwerken erhöhte 
Anforderungen an den baulichen Schallschutz. Gleichzeitig 
ersetzt sie – jedenfalls normativ – das bis dahin für die 
Anforderungen an den erhöhten Schallschutz geltende 
Beiblatt 2 zur DIN 4109. 

Zur früheren und aktuellen Rechtsprechung sowie der Frage, 
inwieweit sich die Änderung auf die Anforderungen an den 
geschuldeten Schallschutzstandard auswirkt, soll dieser 
Beitrag einen Überblick bieten. 

Frühere BGH-Rechtsprechung zur DIN 4109 
Bereits in der Erstfassung der DIN 4109 aus dem Jahr 1962 
ist der baurechtlich geschuldete Schallschutz geregelt. In den 
folgenden Jahrzehnten entschied der BGH immer wieder, 
dass DIN-Normen die aktuellen anerkannten Regeln der 
Technik wiedergeben können, jedoch auch hinter diesen 
zurückbleiben. Sie stellen somit keine Rechtsnormen, sondern 
lediglich Regelungen mit Empfehlungscharakter dar. 

Zu den anerkannten Regeln der Technik gehören unter 
anderem die Summe der im Bauwesen anerkannten 
Erfahrungen, die in der Fachwelt bewährten Regeln für die 
Ausführung baulicher Leistungen sowie eine den allgemeinen 
Anforderungen der Bautechnik entsprechende 
Handlungsweise, die von jedem am Bau Tätigen erwartet 
werden kann. 

Aktuelle Rechtsprechung zur DIN 4109 
In den letzten Jahren von verschiedenen Gerichten ergangene 
Entscheidungen bestätigen die frühere Rechtsprechung 
insoweit, dass der sich aus dem Vertrag ergebende und den 
anerkannten Regeln der Technik entsprechende 
Schallschutzstandard den Anforderungen aus den DIN-
Normen vorgeht. 

Dabei spielt der Schutz der Verbraucher eine große Rolle. So 
gilt nach einer Entscheidung des OLG Karlsruhe (wenn auch 
nicht zum Schallschutz): Bei unterlassenem Hinweis des 
beauftragten Unternehmers auf eine kostengünstigere 
Standardsanierungsmethode kommt ein 
Schadensersatzanspruch wegen durch Neuverlegung 
entstandener Mehrkosten in Betracht, wenn der 
Grundstückseigentümer bei zutreffender Aufklärung den 
Auftrag einem anderen Unternehmer erteilt hätte [1]. Anders 
ausgedrückt: Handwerker müssen nun schon über 
kostengünstigere technische Lösungen aufklären, selbst wenn 
sie dies gar nicht selbst anbieten. Dieses Urteil soll 
verdeutlichen, dass der Schutz privater Kunden und Erwerber 
zwischenzeitlich solch hohe Ausmaße bei Gericht annimmt, 
dass der Schallschutz daraus sicherlich nicht mehr einfacher 
wird. 

Um das Vorliegen eines gravierenden Planungsfehlers 
ausschließen zu können, besteht gemäß aktueller 
Rechtsprechung für Fertighaushersteller eine Pflicht, sich im 
Rahmen der Vertragsverhandlungen mit dem Bauherrn 
ausführlich mit den schallschutztechnischen Anforderungen 
an das Bauwerk auseinanderzusetzen [2]. Auch in dieser 
Entscheidung kam zu Ausdruck, dass die privaten Erwerber 
als Laien umfassend über das Thema Schallschutz und dessen 
Anforderungen aufzuklären sind. Eine Abweichung zu einem 
schlechten Schallschutzniveau ist damit wohl ausgeschlossen. 

Weitere Entscheidungen ergingen bezüglich der Auslegung 
vertraglich vereinbarter Inhalte vom LG Landshut und OLG 
München. Nachdem erstinstanzlich hierzu Regelwerke aus 
2020, nämlich die neue Anlage 5 zur DIN 4109, zur 
Bestimmung einbezogen wurden [3], entschied das OLG, 
dass die Parteien in der Baubeschreibung einen 
Schallschutzstandard nach Beiblatt 2 im Sinne einer 
Beschaffenheitsvereinbarung vertraglich vereinbart hatten 
[4]. Daran ändert auch das Erscheinen der DIN 4109-5 nichts. 
Dies gilt grundsätzlich und erst recht, wenn der Vertag aus 
2017 stammt. 

Fazit 
Weiterhin sind die im Vertrag festgehaltenen Anforderungen 
für den Schallschutzstandard maßgeblich, wobei für die 
Ermittlung hiervon die DIN-Normen oder technischen 
Regelwerke herangezogen werden können, welches 
Regelwerk das Richtige ist, entscheidet aber der Einzelfall. 
Auch und gerade aus diesem Grunde erfordert der 
Schallschutz eine intensive Beratung von Erwerbern und 
privaten Bauherren. Nach unten von den anerkannten Regeln 
der Technik abweichende und somit negative 
Beschaffenheitsvereinbarungen sind zwar möglich, halten in 
der Praxis aber nie vor Gericht stand. 

Die Erweiterung der DIN-Norm 4109 durch Teil 5 wird den 
Anforderungen an die anerkannten Regeln der Technik noch 
lange nicht gerecht und ändert nichts an dem Erfordernis der 
vertraglichen Beschreibung und Vereinbarung des 
geschuldeten Schallschutzes. Daneben bleibt Teil 1 der DIN 
4109 ausweislich des Wortlauts als Regelung des Standards 
zum Mindest-Schallschutz bestehen, mehr aber auch nicht. 
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